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A. Problem 

In der GATT-Uruguay-Runde haben sich die EU-Mitgliedstaaten 
verpflichtet, ein Rechtsinstrument für verbindliche Ursprungsaus-
künfte bei bestimmten Waren zu schaffen. Die EU beabsichtigt, 
im Rahmen einer Änderung des Zollkodex ein entsprechendes 
System zum 1. Juli 1996 einzuführen. Dabei ist es den Mitglied-
staaten überlassen, die Zuständigkeit für die Erteilung der Aus-
künfte zu regeln. Die Wirtschaft hat befürchtet, das bisherige Mit-
wirkungsrecht der Industrie- und Handelskammern am Warenur-
sprungsrecht - sowohl an dessen Gestaltung als auch an dessen 
Anwendung - könne beeinträchtigt werden. 

B. Lösung 

Verabschiedung einer Beschlußempfehlung, nach der 

- die Zollverwaltung für verbindliche Ursprungsauskünfte in den 
Bereichen zuständig sein soll, in denen die Auskünfte Folgen 
für die Zollbehandlung von Waren in der Europäischen Ge-
meinschaft haben, einschließlich der finanziellen Regelungen 
nach dem Marktordnungsrecht, 

- die Industrie- und Handelskammern verbindliche Ursprungs-
auskünfte für die Ausfuhr von Waren erteilen, soweit daran 
keine Präferenzen im jewei ligen Bestimmungsland geknüpft 
sind. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 
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C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Keine 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, die Zuständigkeit zur 
Erteilung verbindlicher Ursprungsauskünfte aufgrund des zu-
künftigen Artikels 12 des Zollkodex der Europäischen Gemein-
schaften wie folgt zu regeln: 

- Die Industrie- und Handelskammern erteilen verbindliche Ur-
sprungsauskünfte für die Ausfuhr von Waren, soweit daran 
keine Präferenzen in dem jewei ligen Bestimmungsland ge-
knüpft sind. 

- Die Zollverwaltung ist für verbindliche Ursprungsauskünfte in 
den Bereichen zuständig, in denen die Auskünfte Folgen für die 
Zollbehandlung von Waren in der Europäischen Gemeinschaft 
haben, einschließlich der finanziellen Regelungen nach dem 
Marktordnungsrecht (z. B. Ausfuhrerstattungen). 

Bonn, den 28. Februar 1996 

Der Finanzausschuß 

Carl-Ludwig Thiele 

Vorsitzender 

Volker Kröning 

Berichterstatter 

Dr. Dieter Schulte (Schwäbisch-Gmünd) 

Berichterstatter 
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Bericht der Abgeordneten Volker Kröning und Dr. Dieter Schulte (Schwäbisch-Gmünd) 

I. Verfahrensablauf 

Der Vorschlag für eine Verordnung des Europäi-
schen Parlaments und des Rates zur Änderung der 
Verordnung (EG) Nr. 2913/92 des Rates zur Fest-
legung des Zollkodex der Gemeinschaften ist erneut 
am 4. März 1996 mit Sammelüberweisung - Druck-
sache 13/3938 Nr. 2.1 - dem Finanzausschuß zur fe-
derführenden Beratung und dem Ausschuß für Wirt

-schaft zur Mitberatung überwiesen worden. Zuvor 
war die Vorlage diesen beiden Ausschüssen schon 
einmal - mit Sammelüberweisung 13/2674 Nr. 2.42 - 
überwiesen und von ihnen beraten worden. Sie hat-
ten die Vorlage zur Kenntnis genommen. Der Vorsit-
zende des Finanzausschusses hatte der Präsidentin 
die Kenntnisnahme der Vorlage durch den feder-
führenden Finanzausschuß mit Schreiben vom 7. De-
zember 1996 mitgeteilt. 

Die erneute Überweisung der Vorlage an den Fi-
nanzausschuß und den Ausschuß für Wirtschaft ist 
wegen der Problematik der verbindlichen Ur-
sprungsauskünfte erfolgt, die in Artikel 1 Nr. 3 des 
Verordnungsvorschlags betreffend Artikel 12 des 
Zollkodex geregelt ist. Die beiden Ausschüsse haben 
sich am 28. Februar 1996 im Vorgriff auf die erneute 
Überweisung der Vorlage mit der Problematik be-
faßt. Der vorliegende Ausschußbericht bezieht sich 
lediglich auf diese Frage. 

II. Zur Frage der verbindlichen Ursprungsauskünfte 

1. Verbindliche Ursprungsauskünfte dienen dazu, 
zuverlässige Informationen über die Herkunft von 
Waren zur Verfügung zu stellen. Sie sind dann er-
forderlich, wenn Zollfreiheit oder Zollvergünsti-
gungen vom Ursprung einer eingeführten Ware 
abhängig gemacht werden. Außerdem werden - 
unberührt vom Zollabbau - vielfältige andere han-
dels- und entwicklungspolitische Maßnahmen an 
den Ursprung einer Ware  geknüpft, z. B. Anti-
dumpingzölle, Embargobestimmungen, Lizenzen 
und Einfuhrkontingente. 

2. Nach Abschluß der Uruguay-Runde und An-
nahme der Erklärungen von Marrakesch ist am 
1. Januar 1995 das Abkommen zur Gründung der 
Welthandelsorganisation (WHO) in Kraft getreten. 
Mitglieder der WHO sind sowohl die Europäische 
Gemeinschaft als auch die Mitgliedstaaten (ABI. 
der EG Nr. L 336 vom 23. Dezember 1994). 

Anhang I A dieses Abkommens enthält u. a. das 
Übereinkommen über die Ursprungsregeln, das 
zum Ziel hat, die Ursprungsregeln weltweit zu 
harmonisieren. Nach Artikel 3 dieses Überein-
kommens stellen die Vertragsstaaten schon jetzt 
sicher, daß jedem Ein- oder Ausführer, der ein be-
gründetes Bedürfnis nachweist, eine verbindliche 
Auskunft über den Ursprung einer bestimmten 

Ware nach den z. Z. geltenden Regeln zu erteilen 
ist. Diese Verpflichtung gilt bereits während der 
Übergangszeit bis zum Abschluß der Harmonisie-
rungsarbeiten (Teil II Artikel 2 Buchstabe f ff. des 
Übereinkommens). 

Im Rat der EG wird z. Z. der Entwurf einer Ände-
rung des Zollkodex beraten, in dessen Artikel 12 
die Verpflichtung der Zollbehörden der Mitglied-
staaten, verbindliche Ursprungsauskünfte zu er-
teilen, festgelegt wird. 

Die Erteilung verbindlicher Ursprungsauskünfte 
ist ein für die Mitgliedstaaten der Europäischen 
Gemeinschaft neues Rechtsinstrument. Der Inha-
ber einer Auskunft kann sich drei Jahre lang bei 
jeder Zollstelle in der EU auf deren Inhalt berufen. 
Bei Widerruf ist die Auskunft mindestens sechs 
Monate verbindlich. 

3. Der Deutsche Industrie- und Handelstag als Dach-
organisation der deutschen Industrie- und Han-
delskammern hat für seine Mitglieder die Befug-
nis zur Erteilung der verbindlichen Ursprungsaus-
künfte gefordert. Zur Begründung seines Anlie-
gens hat er insbesondere damit argumentiert, daß 

in der Bundesrepublik Deutschland die Beurtei-
lung des Warenursprungs und die damit verbun-
dene Ausstellung von Ursprungszeugnissen bis-
her grundsätzlich bei der Kammerorganisation 
gelegen habe (§ 1 Abs. 3 des Kammergesetzes), 

- die Unternehmen in dieser schwierigen Rechts-
materie nicht nur einer behördlichen Entschei-
dung, sondern in deren Vorfeld einer eingehen-
den Beratung bedürften, was schon allein daraus 
hervorgehe, daß die 83 deutschen Indust rie- und 
Handelskammern im Jahr 1995 über 60 000 ent-
sprechende Beratungsgespräche geführt hätten, 

- unterschiedliche Zuständigkeiten im Ursprungs-
recht vermieden werden sollten. Für die im Au-
ßenhandel treibende Wirtschaft sei es nicht 
tragbar, wenn sich die ratsuchende Wirtschaft 

- zur Beratung an eine Kammer, 

- zur verbindlichen Entscheidung an den Zoll 
und 

- zur Ausstellung des Ursprungszeugnisses 

wiederum an die Kammer wenden müsse. 

4. Die Bundesregierung hat zu der Forderung, die 
Zuständigkeit für die Erteilung der verbindlichen 
Ursprungsauskünfte den Indust rie- und Handels-
kammern zuzuweisen, Stellung genommen. Sie 
hat dabei folgendes ausgeführt: 

a) Entscheidungen über den Ursprung einer 
Ware haben unmittelbare Auswirkungen auf 
Zoll- oder andere Förmlichkeiten bei der Ein-
und Ausfuhr. Dies gilt vor allem für die Ertei- 

 



Deutscher Bundestag -13. Wahlperiode 	Drucksache 13/4044 

lung von Ein- und Ausfuhrgenehmigungen, 
die Erhebung oder Nichterhebung von Anti-
dumping- und Ausgleichszöllen, die Anwen-
dung von Kontingenten, die Gewährung von 
Ausfuhrerstattungen sowie die Erhebung oder 
Nichterhebung von Präferenzzöllen. Der Ur-
sprung einer Ware ist u. a. Bestimmungsmerk-
mal für die Festsetzung des gesetzlich ge-
schuldeten Abgabenbetrages. 

Mit der Übertragung der Aufgabe zur Ertei-
lung verbindlicher Ursprungsauskünfte an die 
Kammern wäre die Zollverwaltung nicht mehr 
länger „Herr des Verfahrens". Da sie an  die 
Auskünfte gebunden ist, könnte sie insbeson-
dere nicht mehr über die Höhe des zu er-
hebenden Abgabenbetrages eigenverantwort-
lich entscheiden. Eine Übertragung der 
Befugnis zur Erteilung verbindlicher Ur-
sprungsauskünfte würde daher gegen den 
verfassungsrechtlichen Grundsatz der unmit-
telbaren Staatsverwaltung im Bereich der 
Bundesfinanzen gemäß Artikel 108 Abs. 1 GG 
verstoßen. Danach ist allein die Zollverwal-
tung als Teil der Bundesfinanzverwaltung für 
die Erhebung von Abgaben zuständig. 

b) Ursprungsauskünfte, die sich nachträglich als 
rechtlich nicht haltbar erweisen, bleiben min-
destens sechs Monate gültig. Käme es auf-
grund einer von der Indust rie- und Handels-
kammer erteilten falschen Ursprungsauskunft 
zu EG-Mindereinnahmen, so wäre die Bun-
desrepublik Deutschland gegenüber der 
Europäischen Kommission nach der Verord-
nung zur Durchführung des Beschlusses 88/ 
3769 über das System der Eigenmittel verant-
wortlich. Eine verschärfte Verantwortlichkeit 
trifft die Bundesrepublik Deutschland auf-
grund der geltenden Beweislastregel (Umkehr 
der Beweislast) im Agrarsektor. Kommt es hier 
aufgrund falscher Ursprungsauskünfte zu zu 
Unrecht gezahlten Ausfuhrerstattungen, so ist 
die Kommission gemäß der Verordnung 
(EWG) des Rates Nr. 729/70 berechtigt, die zu 
Unrecht gewährten Zahlungen anzulasten. 

c) Die Anwendung der Ursprungsregeln hängt 
vielfach von der Einreihung der Waren in Posi-
tionen des Zolltarifs ab. Verbindliche Zolltarif-
auskünfte werden von den Dienststellen der 
Zollverwaltungen erteilt (in Deutschland von 
den Zolltechnischen Prüfungs- und Lehranstal-
ten). Nach den Vorgaben der Uruguay-Runde 
wird der Wechsel der tariflichen Einreihung 
(Tarifsprung) bei den weltweit harmonisierten 
nichtpräferentiellen Ursprungsregeln rechtlich 
als ursprungsbegründend verankert werden. 
Bei einer Übertragung der Zuständigkeit an die 
Industrie- und Handelskammern  bestünde die 
Gefahr, daß für die gleichen Produkte unter-
schiedliche Einreihungsentscheidungen getrof- 

fen werden, ohne daß die Möglichkeit besteht, 
von seiten des Bundesministeriums der Finan-
zen eine einheitliche Anwendung des Tarifs 
sicherzustellen.' 

III. Stellungnahme des mitberatenden Ausschusses 

Der mitberatende Ausschuß für Wi rtschaft hat ein-
stimmig die Annahme der in der Beschlußempfeh-
lung auf Seite 3 wiedergegebenen Regelung emp-
fohlen. 

IV. Ausschußempfehlung 

Der federführende Finanzausschuß empfiehlt eben-
falls einstimmig die aus Seite 3 ersichtliche Beschluß-
empfehlung zur Annahme. Er sieht diese Lösung als 
einen Kompromiß an, der sowohl dem Interesse der 
Kammerorganisation als auch dem der Finanzver-
waltung entspreche. Der Finanzausschuß und der 
Ausschuß für Wirtschaft sind darüber informiert, daß 
zwischen der Bundesregierung und dem Deutschen 
Industrie- und Handelstag Einvernehmen über den 
Kompromißvorschlag erzielt worden ist. Dieser sieht 
folgendes vor: 

- Die Zollverwaltung ist für verbindliche Auskünfte 
in den Bereichen zuständig, in denen die Aus-
künfte Folgen für die Zollbehandlung von Waren 
in der Europäischen Gemeinschaft, z. B. Festset-
zung der Einfuhrabgaben, haben, einschließlich 
der finanziellen Regelungen nach dem Marktord-
nungsrecht (z. B. Ausfuhrerstattungen). 

- Die Industrie- und Handelskammern  erteilen ver-
bindliche Auskünfte für den Bereich, in dem sie 
bisher schon tätig sind, d. h. für die Ausfuhr von 
Waren, soweit daran keine Präferenzen in dem je-
weiligen Bestimmungsland geknüpft sind. Die 
bisherige Zuständigkeit der Indust rie- und Han-
delskammern für die Ausstellung von Ursprungs-
zeugnissen bleibt unberührt. 

Die Annahme dieses Grundsatzbeschlusses erfolgte 
einstimmig. Der Ausschuß erwartet, daß die Bundes-
regierung zu gegebener Zeit einen Gesetzentwurf auf 
der Basis dieser Konzeption vorlegt. Die Fraktion der 
SPD hat erklärt, sie werde ihre Entscheidung über den 
zu erwartenden Gesetzentwurf daran orientieren, wie 
die Zuständigkeitsregelung für die verbindlichen Ur-
sprungsauskünfte innerhalb der Zollverwaltung aus-
gestaltet sein werde, wobei die Zollämter oder die 
Zolltechnischen Prüfungs- und Lehranstalten in Frage 
kämen. Sie erwarte dann einen zwischen der Bundes-
regierung und der Kammerorganisation abgestimm-
ten Regelungsvorschlag. Die Koalitionsfraktionen 
haben dargelegt, sie würden bei etwaigen Zweifels-
fragen in der konkreten Ausgestaltung des Grund-
satzbeschlusses zu Lösungen zugunsten der Wirt

-schaft tendieren. Sofern solche Fragen bei der Erarbei-
tung des Gesetzentwurfs im Zuständigkeitsbereich 
der Zollverwaltung aufträten, wünschten sie wirt-
schaftsnahe Problemlösungen. 

Bonn, den 28. Februar 1996 

Volker Kröning 
Berichterstatter 

Dr. Dieter Schulte (Schwäbisch-Gmünd) 
Berichterstatter 
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EUROPÄISCHE UNION 	 Brüssel, den 4. September 1995 (07.09) 
DER RAT 	 (OR. f) 

9579/95 

LIMITE 

UD 	93 
CODEC  '108 

SCHREIBEN (ÜBERSETZUNG) 

an 	S.E. den Präsidenten des Rates der Europäischen Union, Herrn Javier Solana 

Betr.: Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur 
Änderung der Verordnung (EG) Nr. 2913/92 des Rates zur Festlegung des Zollkodex 
der Gemeinschaften 

Sehr geehrter Herr Präsident, 

ich darf Ihnen einen Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des 
Rates zur Änderung -der Verordnung (EG)_Nr.2913/92.des Rates zur Festlegung des Zoll-
kodex der Gemeinschaften übermitteln . 

Dieser Vorschlag stützt sich auf die Erfahrungen, die seit dem 1. Januar 1994 mit der 
vorgenannten Regelung gemacht wurden. Neben der Übernahme bestimmter Ergebnisse der 
Uruguay-Runde in das gemeinschaftliche Zollrecht enthält der Vorschlag Anpassungen an 
neue politische Anforderungen, Erleichterungen von- Förmlichkeiten sowie Änderungen, die 
auf eine wirksamere Anwendung der Zollinstrumente abzielen. 

Da sich der Vorschlag insbesondere auf Artikel 100 a des Vertrags zur Gründung der 
Europäischen Gemeinschaft in der Fassung des Vertrags über die Europäische Union stützt, 
ist das Mitentscheidungsverfahren anzuwenden und der Wirtschafts- und Sozialausschuß 
anzuhören. 

Das Europäische Parlament müßte seine Stellungnahme in erster Lesung im 
November 1995 abgeben, und der Rat müßte seinen gemeinsamen Standpunkt im Dezember 
1995 festlegen. Dementsprechend müßte der Wirtschafts- und Sozialausschuß im November 
1995 Stellung nehmen. 

(Schlußformel) 

	

 
gez. 	Hans VAN DEN BROEK 

Mitglied der Kommission 

Anl.: Dok. KOM(95) 335 endg. 
COD 95/0182 
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KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN 

Brüssel, den 14.07.1995 
KOM(95) 335 endg. 

95/0182 (COD) 

Vorschlag für eine 
VERORDNUNG (EG) DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES  

zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates 
zur Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaften 

(von der Kommission vorgelegt) 
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BEGRÜNDUNG 

1. Zweieinhalb Jahre nach der Veröffentlichung der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des 
Rates zur Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaften werden mit diesem Papier 
Änderungsvorschläge unterbreitet, die sich auf die Erfahrungen seit der praktischen 
Durchführung ab 1. Januar 1994 (1. Januar 1993 für das Ausfuhrverfahren) stützen. 

Neben der Übernahme bestimmter Ergebnisse der Uruguay-Runde in das gemeinschaftliche 
Zollrecht (verbindliche Ursprungsauskunft) enthält dieser Vorschlag Anpassungen an neue 
politische Anforderungen, Erleichterungen von Förmlichkeiten sowie Änderungen, die auf 
eine wirksamere Anwendung der Zollinstrumente abzielen. Des weiteren sollen bestimmte 
Grundregeln der Abgabenerhebung an da eigentliche Ziel des Zollschutzsystems, angepaßt . 
und bestimmte Lücken ausgefüllt werden, die seit Anwendung der Durchführung der 
ursprünglichen Regeln festgestellt worden sind. 

Auf der Grundlage der Artikel 28, 100A und 113 wird mit diesem Vorschlag, der im 
Mitentscheidungsverfahren vorgelegt wird, eine Regelung aktualisiert, die das erste Beispiel 
für eine Kodifizierung des Gemeinschaftsrechts darstellt. Er beruht insbesondere auf 
folgender Begründung: 

2. Ziffer 1:  

Die vorgeschlagenen Änderungen haben eine Aktualisierung der Bestimmung des 
Zollgebiets der. Gemeinschaft zum Gegenstand, indem insbesondere der Erklärung der 
Regierung Finnlands betreffend die Aland-Inseln vom 8. Dezember 1994 Rechnung 
getragen wird. 

3. Ziffern 2a, 3 und 17:  

Die Änderungen tragen der Tatsache Rechnung, daß die Grundregeln für die verbindliche 
Auskunft (Artikel 12) nicht nur die Zolltarifauskunft, sondern künftig auch die 
Ursprungsauskunft betreffen. Der für Artikel 12 vorgeschlagene Wortlaut sorgt für die 
Funktionsausweitung der Vorschrift, ohne die bisher für verbindliche Zolltarifauskünfte 
geltenden Regeln zu andern. 

4. Ziffern 2b und 9: 

Die Definition der "Gemeinschaftswaren" nach Artikel 4 Ziffer 7, der im ersten 
Gedankenstrich auf Artikel 23 verweist, verleiht vollständig außerhalb des Zollgebiets der 
Gemeinschaft gewonnenen oder hergestellten Waren (Artikel 23 Absatz 2 Buchstaben f 
bis h: Erzeugnisse der Seefischerei oder aus dem Meeresgrund oder Meeresuntergrund 
gewonnene Erzeugnisse) unter bestimmten Umständen den Status von Gemeinschaftswaren. 
Es handelt sich um eine Ausnahme von dem Grundsatz, daß eine außerhalb des Zollgebiets 
der Gemeinschaft gewonnene oder hergestellte Ware normalerweise in den freien Verkehr 
übergeführt werden muß, um in den Wirtschaftskreislauf der Gemeinschaft zu gelangen. 
Der automatische Eingang in den Wirtschaftskreislauf der Gemeinschaft entspricht in 
diesem Ausnahmefall der Absicht des gemeinschaftlichen Gesetzgebers. 
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Im Fall von Artikel 23 Absatz 2 Buchstabe c hingegen (lebende Tiere, die in der 
Gemeinschaft geboren oder ausgeschlüpft sind oder die do rt  aufgezogen worden sind) wäre 
dieser Automatismus ein nicht beabsichtigtes Ergebnis, sofern die Geburt oder das 
Ausschlüpfen des Tieres im Rahmen des Nichterhebungsverfahrens erfolgt, in dem sich das 
Muttertier befand. Das geborene oder ausgeschlüpfte Tier kann die Eigenschaft der 
Gemeinschaftsware nur durch eine Anmeldung zum freien Verkehr erlangen (wie im 
übrigen das Muttertier, das sich im externen Versandverfahren, im Zollagerverfahren, im 
Verfahren der vorübergehenden Verwendung oder im Verfahren der aktiven Veredelung 
befindet). Der derzeitige Wortlaut von Artikel 4 Ziffer 7 erster Gedankenstrich läßt diese 
Regelung nicht zu, weswegen seine Einschränkung vorgeschlagen wird. 

5. Ziffern 2c. 5 und 12  

Siehe Erwägungsgrund zum Verordnungsvorschlag. 

6. Ziffer 4: 

 Für die Berechnung des Gegenwerts des Ecu in Landeswährung durchbricht der neue 
Artikel 18 die in der derzeitigen Fassung gewahrte Einheitlichkeit des Systems für 
sämtliche Zollrechtsvorschriften. Er unterscheidet zwischen den Fällen, in denen der 
Zolltarif der Gemeinschaft angewendet wird (Absatz 1) und anderen Zollrechtsvorschriften 
(Absatz 2). Die jährliche Anpassung des Gegenwerts in Landeswährung gilt nur noch für 
die nicht mit dem Zolltarif zusammenhangeden Fälle Lind wurde insofern vereinfacht, als 
die Schutzklausel entfallen ist (derzeitiger Artikel 18 Absatz 2). Im Zusammenhang mit 
dem Zolltarif (Vorschlag Absatz 1) würde die. Beibehaltung eines Umrechnungskurses 
während eines Jahres zu einer erheblichen Verlagerung der Handelsströme führen. 

Um die Einheitlichkeit des Umrechnungssystems  für den gesamten Tarifbereich zu 
gewährleisten (Agrar- und Nichtagrarerzeugnisse) schlägt die Kommission anstelle der 
Anwendung eines Agrarumrechnungskurses für den Tarifteil "Agrarerzeugnisse" die 
Anwendung des für den Haushaltsplan geltenden Umrechnungskurses des Ecu für alle 
Tariffälle vor in Form eines Umrechnungskurses, der auf Monatsbasis festgestellt wird und 
an einen Schutzmechanismus gekoppelt ist (Absatz 1 zweiter Unterabsatz). 

Der vorgeschlagene Absatz 3 regelt allgemein die Frage der Auf- und Abrundung von 
Beträgen, die sich aus der Umrechnung des Ecu in Landeswährung ergeben, sowie der 
Stabilisierung dieser Beträge bei Kursänderungen. Er soll nur für Fälle außerhalb des 
Tarifbereichs gelten. Damit können Einzelregelungen für die Bereiche Zollwert und 
Zollbefreiungen vermieden werden (siehe Artikel 179 Absatz 2 Durchführungsvorschriften 
und 118 des Vorschlags für eine Verordnung des Rates über Zollbefreiungen - KOM(94) 
232 endg.). 

7. Ziffer  6  

Aktualisierung des Verweises auf die GATT-Übereinkünfte zum Abschluß der Uruguay

-

Runde. 
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8. Ziffer 8 und 20 

Hinsichtlich der Ungültigkeit von Zollanmeldungen regelt Artikel 66 lediglich den am 
häufigsten vorkommenden Fall. Es gibt aber noch andere Fälle (Beispiel Artikel 250 
Absatz 2 Durchführungsvorschriften). Jede Ungültigkeitserklärung müßte das Erlöschen der 
Zollschuld zur Folge haben. Der Verweis auf Artikel 66 ist mithin zu streichen. 

9. Ziffer 7  

Die vorgeschlagene Änderung zielt  darauf ab, daß auch Waren im Versandverfahren nach 
der Gestellung in den Genuß der Erleichterungen von Artikel 42 kommen können. 

10. Ziffern 10 und 14  

Siehe Erwägungsgrund der vorgeschlagenen Verordnung. 

11. Ziffer 11  

Artikel 112 Absatz 3 behandelt die Zollager des Typs D. Es hat sich herausgestellt, daß 
der Kodex von 1992 Artikel 25 der Verordnung (EWG) Nr. 2503/88 - ABI. Nr. L 225 über 
die Zollager unvollständig übernommen hat. Einerseits geht der derzeitige Absatz 3 von 
Artikel 112 des Kodex weiter, indem bei der Überführung in den zollrechtlich freien 
Verkehr die Anwendung der geltenden Zollsätze bei der Überführung der Waren in das 
Zollagerverfahren zulässig ist, so daß die Waren beispielsweise sich den 
Antidumpingzöllen, die: nach der Überführung. in .das Verfahren eingeführt worden sind, 
entziehen können. Andererseits hat der Beteiligte nicht mehr die Möglichkeit, die 
Bemessungsgrundlage zum Zeitpunkt der Überführung zu beantragen. Mit dem neuen 
Absatz 3 werden diese Sonderregeln in das gemeinschaftliche Zollrecht wiedereingeführt. 

12. Ziffer 13  

Artikel 128 betreffend die aktive Veredelung - Zollrückvergütung - wird insofern geändert, 
als unveredelte Waren im Verfahren der Zollrückvergütung genauso behandelt werden wie 
unveredelte Waren im Nichterhebungsverfahren. 

13. Ziffer 15  

Die Änderung sorgt für eine etwaige Vereinfachung der Förmlichkeiten im Rahmen. der 
Durchführungsvorschriften (Beispiel: Umladung in einer Freizone). 

14. Ziffern 16. 18 und 19 
 

Angestrebt werden eine größere Kohärenz der Erhebung der Ein- und Ausfuhrzölle und 
eine Erhöhung der praktischen Wirksamkeit des Erhebungssystems. 
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a) Artikel 212 a) 

Die Vorschriften über die Zollbefreiungen haben die Aufgabe, unter bestimmten 
Voraussetzungen das Schutzelement des Zolltarifs der Gemeinschaften bei der Einfuhr 
in die Gemeinschaft zu durchbrechen. Die tatsächliche Einräumung einer 
Zollvergünstigung kann gegebenenfalls an besondere Voraussetzungen gebunden 
werden, die in allen Fällen einer Zollschuldentstehung angewendet werden, sie dürfte 
jedoch eigentlich nicht davon abhängen, wie diese Zollschuld entsteht, nämlich durch 
Überführung in den freien Verkehr (Artikel 201) oder aufgrund irgendeiner 
Unregelmäßigkeit (Artikel 202, 203, 204, 205). Das Gleiche gilt für das Entstehen 
einer Zollschuld bei der Ausfuhr (Artikel 209-211). 

Beispiel: Bei einem Umzug gestellt der Fahrer des Lkw bei seinem Eingang in die 
Gemeinschaft im TIR-Verfahren die Waren nicht bei der Zollstelle, sondern entlädt sie 
unmittelbar. Es erscheint richtig, trotz dieser Unregelmäßigkeit (Artikel 203), für die 
Umzugsgüter die Zollbefreiung einzuräumen, da alle Voraussetzungen dafür gegeben 
sind. Die Unregelmäßigkeit kann ihrerseits durch geeignete Maßnahmen, 
beispielsweise ein Bußgeld, geahndet werden. 

b) Artikel 220 Absatz I  zweiter Unterabsatz  

Nach dem derzeitigen Artikel 220 Absatz 1 müssen die Zollbehörden in der Lage sein, 
den gesetzlich geschuldeten Betrag zu berechnen, damit die Zölle nachträglich 
buchmäßig erfaßt werden können. 

Ehe eine genaue Berechnung möglich ist, vergeht häufig mehr Zeit als die 
Verjährungsfrist (Artikel 221 Absatz 3), vor allem wenn die nachträglichen Kontrollen 
Nachforschungen . in mehreren Mitgliedstaaten und/oder in Drittländern erforderlich 
machen, gegebenenfalls mit einer Koordinierung auf Gemeinschaftsebene. Es gibt 
Fälle, in denen der Tatbestand bereits geklärt ist, die juristische Bewertung, die auf 
verschiedenen Ebenen durch Erörterungen gefunden werden muß, jedoch noch auf sich 
warten läßt, so daß die Betrugsbekämpfungsmaßnahme aufgrund der Dreijahresfrist 
nicht zuende geführt wird. Dies ist schwerlich mit den Grundsätzen einer 
Betrugsbekämpfungspolitik vereinbar. Selbst wenn das Erhebungsverfahren im Falle 
einer strafbaren Handlung fortgesetzt werden kann, machen die in den einzelnen 
Ländern unterschiedlich langen Verjährungsfristen ein einheitliches Vorgehen auf 
Gemeinschaftsebene fast unmöglich (Artikel 221 Absatz 3 zweiter Satz) 

Zweck der vorgeschlagenen Änderung von Artikel 220 Absatz 1, daß fir die Behörden 
die Rechtsgrundlage dafür klargestellt wird, daß die buchmäßige Erfassung zulässig 
ist, bevor der gesetzlich geschuldete Betrag genau berechnet werden kann. Die 
einheitliche Anwendung der Gemeinschaftsvorschriften ist auf diese Weise besser 
gewährleistet. 
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Um die Rechtsstellung. der Beteiligten nicht unangemessen zu schmälern, ist zugleich 
vorzusehen, daß die Mitteilung des gesetzlich geschuldeten Betrags unbeschadet der 
Inanspruchnahme von Artikel 243 nicht automatisch zur sofortigen Zahlung dieses 
Betrags führt (siehe Buchstabe c) unten). 

c) Der vorgeschlagene Artikel 222 Absatz 2 enthält eine Neufassung der geltenden 
Bestimmungen durch Änderungen in zweierlei Hinsicht. 

Zunächst ergänzt er die unter b) vorgeschlagene Maßnahme durch Einbeziehung einer 
nachträglichen buchmäßigen Erfassung unter den dort angegebenen Bedingungen in 
den Kreis der Fälle, für die die Verpflichtung zur Abgabenentrichtung ausgesetzt wird. 

Artikel 236. Artikel 237 paßt hier sinngemäß nicht, weil es sich nicht um einen Erlaß 
handelt. Artikel 236 Absatz 1 zweiter Unterabsatz, der den Erlaß zum Gegenstand hat, 
paßt hingegen in die Vorschrift von Artikel 222 Absatz 2. Die Zahl 237 ist mithin 
durch 236 zu ersetzen. 

15. ,Ziffer 21  

Für Artikel 251 Absatz 1, 26. Gedankenstrich siehe Erwägungsgrund. 

16. Artikel 2  

Siehe Erwägungsgrund. der . vorgeschlagenen Verordnung. 
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Vorschlag für eine 
VERORDNUNG (EG) DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES  

zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates 
zur Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaften 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, insbesondere auf die 
Artikel 28, 100a und 113,  

auf Vorschlag: der.  Kommission(1)  

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses(2), 

gemäß dem Verfahren nach Artikel 189 b des Vertrags, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

In der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates vom 12. Oktober 1992 zur Festlegung des 
Zollkodex der Gemeinschaften(3), geändert durch die Akte über den Beitritt Österreichs, 
Finnlands und Schwedens ist vorgesehen, daß das Zollgebiet der Gemeinschaft die Aland-Inseln 
umfaßt, sofern eine Erklärung nach Artikel 227 Absatz 5 des Vertrages abgegeben wird. Dieser 
Wortlaut bedarf einer Klärung insofern, als diese Voraussetzung erfüllt wurde und die Al and-
Inseln Teil der Republik Finnland sind. 

In dem Interimsabkommen über den Handel und eine Zollunion zwischen der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und der Republik San Ma rino(4)  vom 27. November 1992 sind die 
Gebiete festgelegt, in denen das Abkommen gilt. Mithin kann das Hoheitsgebiet von San 
Marino nicht als Teil des Zollgebiets der Gemeinschaft. angesehen. werden.. .. 

Die Übereinkünfte im Rahmen der Uruguay-Runde führen zur Abschaffung der 
Agrarabschöpfungen. 

Es muß in allen Fällen sichergestellt werden, daß aus in einer Nichterhebungsregelung 
befindlichen Nichtgemeinschaftswaren hergestellte Waren nicht ohne Entrichtung von 
Einfuhrabgaben in den Wirtschaftskreislauf der Gemeinschaft gelangen, auch wenn sie den 
Ursprung der Gemeinschaft erlangt haben. Es ist mithin angezeigt, die Bestimmung des Beg ri ffs 
Gemeinschaftswaren anzupassen. Darüber hinaus sind diese Waren • dem 
Nichterhebungsverfahren zu unterwerfen, das für die Waren gilt, aus denen sie hergestellt oder 
gewonnen worden sind. 

ABI. Nr. 
ABI. Nr. 
ABI.  Nr. L 302 vom 19.10.1992, S. 1.. 
ABI. Nr. L 359 vom 9.12.1992, S. 14. 
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Das im Rahmen der Uruguay-Runde geschlossene Übereinkommen über die Ursprungsregeln 
sieht vor, daß die Vertragsparteien jedem, der ein entsprechendes Bedürfnis nachweist, 
Auskünfte über den Ursprung der Waren erteilen. 

Einige Waren unterliegen in Ecu ausgedrückten Einfuhrabgaben. Die Abstände, in denen die 
in Ecu ausgedrückten Beträge in nationale Währungen umgerechnet werden, müssen verkürzt 
werden, um Verkehrsverlagerungen zu verhindern. 

In den übrigen Fällen, in denen die Zollrechtsvorschriften in Ecu ausgedrückte Beträge 
enthalten, erscheint eine gewisse Flexibilität bei der Umrechnung der Beträge in na tionale 
Währungen erforderlich. 

Um die Zöllförmlichkeiten vorzubereiten, muß der .Wi rtschaftsbeteiligte in .der Lage sein, die.. 
Waren nicht nur bei unmi ttelbarer Einfuhr, sondern auch, wenn ein externes Versandverfahren 
beendet wird, zu prüfen. 

Mit Beschluß 93/329/EWG des Rates vom 15. März 1993 über den Abschluß des 
Übereinkommens über die vorübergehende Verwendung und die Annahme seiner Anlagen (5)  hat 
die Gemeinschaft das im Rat für die Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Zollwesens 
ausgehandelte Übereinkommen von Istanbul über die vorübergehende Verwendung vom 26. 
Juni 1990 genehmigt. Damit ist die Verwendung des  Carnets ATA auf der Grundlage dieses 
Übereinkommens ebenfalls möglich. 

Im Rahmen der aktiven Veredelung - Verfahren der Zollrückvergütung - ist es angebracht, die 
Möglichkeit der Rückvergütung .in .bestimmten Fällen auf unveredelte Waren auszudehnen. 
Wurde im Rahmen des Verfahrens die Rückvergütung der Einfuhrabgaben gewährt, muß 
dennoch wie im Nichterhebungsverfahren eine anschließende Abfertigung zum freien Verkehr 
ohne besondere Bewilligung möglich sein. 

Die Mitteilung der Wiederausfuhr von zuvor in das Zollgebiet der Gemeinschaft eingeführten 
Waren erscheint nicht in jedem Fall erforderlich 

Sehen die gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften eine Befreiung von den Ein- oder 
Ausfuhrzöllen vor, so müssen diese Regelungen in jedem Einzelfall anwendbar sein, ungeachtet 
der Umstände, unter denen die Zollschuld entstanden ist. Werden in diesem Zusammenhang 
Zollverfahrensvorschriften nicht beachtet, so erscheint die Anwendung des Normalzollsatzes 
nicht als die geeignete Sanktion. 

Wenn der gesetzlich geschuldete Betrag in bestimmten Fällen noch nicht genau berechnet 
werden kann, besteht die Gefahr, daß die dreijährige Verjährungsfrist einer Nacherhebung 
entgegensteht. In einem derartigen Fall ist die buchmäßige Erfassung des voraussichtlich 
geschuldeten Be trags rechtzeitig vorzunehmen. 

Die Fälle, in denen die Pflicht des Zollschuldners zur Abgabenentrichtung ausgesetzt wird, sind 
genau zu definieren. 

 

(3) 	ABI. Nr. L 130 vom 27. 5.1993, S. 1. 
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Eine Zollschuld muß erlöschen, wenn eine Zollanmeldung für ungültig erklärt wird. Dies darf 
sich nicht auf die in Artikel 66 des Zollkodex vorgesehenenFälle beschränken. 

Artikel 3 Absatz 3 Buchstabe b) der Verordnung (EWG) Nr. 2726/90 des Rates vom 
17. September 1992 über das gemeinschaftliche Versandverfahren (6)  wird gegenstandslos. 

Einige Bestimmungen betreffend die Verordnung (EWG) Nr. 3925/91 des Rates vom 
19. Dezember 1991 über die Abschaffung von Kontrollen und Förmlichkeiten für Handgepäck 
oder aufgegebenes Gepäck auf einem innergemeinschaftlichen Flug sowie für auf einer 
innergemeinschaftlichen Seereise mitgeführtes Gepäck" sind in der Verordnung (EWG) 
Nr. 2454/93 der Kommission(8)  enthalten Folgliclrüberschneiden sich diese Bestimmungen der 
Verordnung (EWG) Nr. 3925/91 mit den Durchführungsbestimmungen zum Zollkodex und sind 
daher aufzuheben 

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 wird wie folgt geändert: 

1. 	Artikel 3 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert : 

der fünfte Gedankenstrich erhält folgende Fassung: 

das Gebiet der Französischen Republik, mit Ausnahme der 
überseeischen Gebiete und von Saint-Pierre und Miquelon und von 
Mayotte", 

der dreizehnte Gedankenstrich erhält folgende Fassung: 

"Das Gebiet der Republik Finnland", 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

"2. Mit Rücksicht auf das diesbezügliche Abkommen gilt trotz seiner Lage 
außerhalb des Gebiets. der Französischen Republik als zum Zollgebiet der 
Gemeinschaft gehörend das Gebiet des Fürstentums Monaco, so wie es im 
Zollabkommen von Paris vom 18. Mai 1963 festgelegt ist (Journ al  Officiel 
de la République française vom 27. September 1963, S. 8679)." 

ABI. Nr. L 262 vom 26. 9.1990, S. 1. 
ABI. Nr. L 374 vom 31.12.1991, S. 4. 
ABI. Nr. L 253 vom 11.10.1993, S. 1. 
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2. 	Artikel 4 wird wie folgt geändert : 

a) unter Ziffer 5 erhält der letzte Satzteil folgende Fassung: 

....; dieser Begriff umfaßt unter anderem eine verbindliche Auskunft im Sinne 
von Artikel 12;" 

b) unter Ziffer 7 erhält der erste Gedankenstrich folgende Fassung: 

Waren, die unter den in Artikel 23 genannten Voraussetzungen vollständig im 
Zollgebiet gewonnen oder hergestellt worden sind, ohne daß ihnen aus nicht 
zum Zollgebiet der Gemeinschaft gehörenden Ländern oder Gebieten 
eingeführte Waren,hinzugefügt,wurden ausgenommen sind Waren, die aus 
in einem Nichterhebungsverfahren befindlichen Waren gewonnen oder 
hergestellt worden sind." 

c) unter Ziffer 10, 2. Gedankenstrich werden die Worte "Abschöpfungen und sonstige" 
gestrichen. 

d) unter Ziffer 11, 2. Gedankenstrich werden die Worte "Abschöpfungen und sonstige" 
gestrichen. 

	

3: 	Artikel 12 erhält folgende Fassung: 

"Artikel 12  

1. Auf schriftlichen Antrag und nach Einzelheiten, die nach dem Ausschußverfahren 
festgelegt werden, erteilen die Zollbehörden verbindliche Zolltarifauskünfte oder 
Ursprungsauskünfte. 

2. Die verbindliche Zolltarif- oder .Ursprungsauskunft. bindet ..die Zollbehörden gegenüber 
dem Berechtigten nur hinsichtlich der zolltariflichen Einreihung oder der Feststellung des 
Ursprungs der Waren. 

Die verbindliche Zolltarif- oder . Ursprungsauskunft bindet die Zollbehörden nur 
hinsichtlich der Waren, für welche die Zollförmlichkeiten und - bei Ursprungsfragen - die 
in den Artikeln 22 Buchstabe b) und 27 vorgesehenen Förmlichkeiten nach dem Zeitpunkt 
der Auskunftserteilung erfüllt werden. 

3. Der Berechtigte muß nachweisen können, daß 

bei zolltariflichen Fragen: die angemeldete Ware der in der Auskunft beschriebenen 
in jeder Hinsicht entspricht; 	  

bei Ursprungsfragen: die be treffende Ware und die zur Erlangung des Ursprungs 
bestimmenden Umstände der in der Auskunft beschriebenen 

Ware und den in der Auskunft beschriebenen Umständen in jeder Hinsicht 
entsprechen. 
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Eine verbindliche Auskunft ist vom Zeitpunkt ihrer Erteilung an gerechnet bei 
zolltarifliche. Fragen sechs Jahre und bei Ursprungsfragen drei Jahre lang gültig. 
Abweichend von Artikel 8 wird sie zurückgenommen, wenn sie auf un ri chtigen oder 
unvollständigen Angaben des Antragstellers beruht. 

5. 	Eine verbindliche Auskunft wird ungültig, wenn 

A) bei zolltariflichen Fragen : 

a) 	sie aufgrund des Erlasses einer Verordnung dem damit gesetzten Recht nicht 
mehr entspricht; 

sie mit der Auslegung einer Nomenklatur im Sinne von Artikel 20 Absatz 6 
nicht mehr vereinbar ist, 

entweder auf Gemeinschaftsebene aufgrund einer Änderung der 
Erläuterungen der Kombinierten Nomenklatur oder eines Urteils des 
Gerichtshofes der Europäischen Gemeinschaften, 

oder auf internationaler Ebene aufgrund eines Tarifavis oder einer vom 
Rat für die Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Zollwesens erlassenen 
Änderung . der Erläuterungen der Nomenklatur des Harmonisierten 
Systems zur Bezeichnung und Kodierung der Waren. 

sie nach Artikel 9 widerrufen oder geändert wird und unter der 
Voraussetzung., daß der Berechtigte davon in Kenntnis gesetzt worden ist. 

Der Zeitpunkt, an dem eine verbindliche Auskunft ungültig wird, ist in den 
unter a) und b) vorgesehenen Fällen der Zeitpunkt der Veröffentlichung der 
genannten Maßnahmen oder bei internationalen Maßnahmen der Zeitpunkt der 
Veröffentlichung einer Mitteilung der Kommission im Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften, Reihe C. 

B) bei Ursprungsfragen : 

a) sie aufgrund des Erlasses einer Verordnung oder eines von der Gemeinschaft 
abgeschlossenen Abkommens dem damit gesetzten Recht nicht mehr 
entspricht; 

b) sie unvereinbar wird mit: 

auf Gemeinschaftsebene - den Erläuterungen und von hinsichtlich der 
Auslegung der Gesetzgebung angenommener Stellungnahmen oder eines 
Urteils des Gerichtshofes der Europäischen Gemeinschaften; 

auf internationaler Ebene - dem in der WHO über die Ursprungsregeln 
erarbeiteten Abkommen, oder der Erläuterungen oder einer zur 
Auslegung dieses Abkommens angenommenen Stellungnahme über den 
Ursprung; 
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c) 	sie nach Artikel 9 widerrufen oder geändert wird und unter der 
Voraussetzung, daß der Berechtigte im voraus davon in Kenntnis gesetzt 
worden ist. 

Der Zeitpunkt, an dem eine verbindliche Auskunft ungültig wird, ist in den 
unter a) und b) vorgesehenen Fällen, das Datum der Veröffentlichung der 
genannten Maßnahmen bzw. bei auf internationaler Ebene erlassenen 
Maßnahmen das Datum der Kommissionsmitteilung, im Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften, Reihe C. 

6. Eine verbindliche Auskunft, die nach Absatz 5 Buchstabe A) b) oder c) oder B) b) oder 
c) ungültig wird, kann von dem Berechtigten noch sechs Monate ab dem Zeitpunkt der 
Veröffentlichung oder Inkemtnossetzung verwendet werden, wenn er vor dem Zeitpunkt 
der Annahme der betreffenden Maßnahme aufgrund der verbindlichen Auskunft einen 
rechtsverbindlichen und endgültigen Vertrag zum Kauf oder-Verkauf der betreffenden 
Waren abgeschlossen hat. Handelt es sich jedoch um Erzeugnisse, für die eine Einfuhr- 

oder Ausfuhrlizenz oder eine Vorausfestsetzungsbescheinigung bei der Erfüllung der 
Zollförmlichkeiten vorgelegt wird, so tritt der Zeitraum, für den die betreffende 
Bescheinigung gültig bleibt, an die Stelle des vorgenannten Sechsmonatszeitraums. 

In dem in Absatz 5 Buchstabe A) a) und B) a) genannten Fall kann in der Verordnung 
oder dem Abkommen eine Frist für die Anwendung des vorhergehenden Absatzes 
festgelegt werden. 

7. Die zolltarifliche Einreihung oder die. Feststellung des  Ursprungs nach der verbindlichen 
Auskunft gemäß Absatz 6 gilt nur für 

die Festsetzung der Einfuhr- und Ausfuhrabgaben ;  

die Berechnung der Ausfuhrerstattungen und sonstigen Beträge, die im Rahmen der 
gemeinsamen Agrarpolitik bei der Ein= oder Ausfuhr gewährt werden, 

die Verwendung von Einfuhr- oder Ausfuhrlizenzen oder Vorausfestsetzungs-
bescheingiungen, die bei der Erfüllung der Förmlichkeiten für die Annahme der 
Zollanmeldung für die betreffende W are vorgelegt werden, sofern diese Lizenzen 
oder Bescheinigungen auf der Grundlage der genannten Auskunft erteilt worden 
sind. 

In Ausnahmefällen, in denen das ordnungsgemäße Funktionieren der im Rahmen 
der gemeinsamen Agrarpolitik festgelegten Verfahren gefährdet wird, können nach 
Maßgabe des in Artikel 38 der Verordnung Nr. 136/66/EWG(*)  und in den 
entsprechenden Artikeln der anderen Verordnungen über die gemeinsamen 
Marktorganisationen vorgesehenen Verfahrens Abweichungen von Absatz 6 
beschlossen werden. 

(*) 	ABI. Nr. 172 vom 30.9.1966, S. 3025/66." 
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4. 	Artikel 18 erhält folgende Fassung: 

"Artikel 18  

1 	Der der Einreihung von Waren und der Festsetzung der Einfuhrzölle zugrunde zu 
legende Gegenwert des Ecu in Landeswährungen wird einmal monatlich festgesetzt. 
Für diese Umrechnung sind die Kurse anzuwenden, die im Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften am vorletzten Arbeitstag des Monats veröffentlicht 
werden. Diese Kurse gelten während des gesamten folgenden Monats. 

Liegt dieser zu Beginn des Monats anzuwendende Kurs jedoch um mehr als 5 % 
über oder unter den am vorletzten Arbeitstag vor dem 15. dieses Monats 
veröffentlichten Kursen, .so ist. dieser . Kurs.. ab.. dem 15. bis. zum . Ende des 
betreffenden Monats anzuwenden. 

2. Der in anderen als in Absatz 1 genannten Fällen im Rahmen des Zollrechts 
zugrunde zu legende Gegenwert des Ecu in Landeswährungen wird einmal jährlich 
festgesetzt. Für diese Umrechnung sind die Kurse dès ersten Arbeitstags des Monats 
Oktober mit Wirkung vom 1. Januar des darauffolgenden Kalenderjahres 
anzuwenden. Liegt dieser Kurs für eine Landeswährung nicht vor, so ist für diese 
Währung der Umrechnungskurs des Tages anzuwenden, für den zuletzt ein Kurs im 
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften veröffentlicht worden ist. 

3. Die Zollbehörden können den Betrag, der sich aus der Umrechnung eines in Ecu 
ausgedrückten Betrags in ihre Landeswährung in Fällen, die nicht die Einreihung 
der Waren oder die Ein oder Aüsfuhrzolle betreffen, auf- oder abrunden. 

Der sich aus der Auf- oder Abrundung ergebende Be trag darf von ursprünglichen 
Betrag nicht um mehr als 5 % abweichen. 

Die Zollbehörden können den Gegenwert eines in Ecu ausgedrückten Be trags in 
nationaler Währung unverändert belassen, wenn die Umrechnung dieses Be trags bei 
der jährlichen Anpassung nach Absatz 2 vor der genannten Auf- oder Abrundung 
zu einer Änderung des in nationaler Währung ausgedrückten Gegenwerts von 
weniger als 5 % oder zu einer Senkung dieses Gegenwerts führt." 

	

5. 	In Artikel 20 Absatz 3 Buchstabe c) 2. Gedankenstrich werden die Worte "Abschöpfun-
gen und sonstige" gestrichen. . 

	

6. 	In Artikel 31 Absatz 1 wird 

a) am Ende des ersten Gedankenstrichs "von 1994" angefügt, 

b) am Ende des zweiten Gedankenstrichs "von 1994" angefügt. 

	

7. 	In Artikel 55 wird Ziffer 43 durch Ziffer 42 ersetzt. 

	

8. 	In Artikel 83 Buchstabe a) wird der Satzteil "gemäß Artikel 66" gestrichen. 
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9. 	Es wird ein neuer Artikel .87 a) mit folgendem Wortlaut eingefügt: 

"Artikel 87 a)  

Jede aus einer Ware, die sich in einem Nichterhebungsverfahren befindet, gewonnene 
oder entstandene Ware gilt als demselben Nichterhebungsverfahren zugehörig." 

10. In Artikel 91 Absatz 2 Buchstabe c) wird der Satzteil "(ATA-Übereinkommen)" 
gestrichen. 

11. Artikel 112 Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

Der vorstehende Unterabsatz gilt, sofern die Bemessungsgrundlagen bei der 
Überführung der Waren in das Zollagerverfahren anerkannt oder zugelassen worden 
sind, es sei denn, daß der Beteiligte die Anwendung der Bemessungsgrundlagen 
zum Zeitpunkt des Entstehens der Zollschuld beantragt. 

Der erste Unterabsatz gilt unbeschadet einer nachträglichen Überprüfung nach 
Artikel 78." 

12. In Artikel 124 Absatz 1  3. Gedankenstrich werden die Worte "Abschöpfungen oder 
sonstigen" gestrichen. 

13. Artikel 128 wird wie folgt geändert: 

a) 	Die Absätze 1 und 2 erhalten folgende Fassung: 

"1. Der Bewilligungsinhaber kann die Erstattung oder den Erlaß der 
Einfuhrabgaben beantragen, sofern er den Zollbehörden nachweist, daß die 
Einfuhrwaren, die im Rahmen des .Verfahrens der Zollrückvergütung in den 
zollrechtlich freien Verkehr übergeführt worden sind, als 
Veredelungserzeugnisse oder unveredelte Waren 

- 	entweder ausgeführt oder 

- 	im Hinblick auf ihre spätere Wiederausfuhr in das Versandverfahren, in 
das Zollagerverfahren, . in das Verfahren der vorübergehenden 
Verwendung oder in das Verfahren • der aktiven Veredelung - 
Nichterhebungsverfahren - übergeführt oder in eine Freizone oder ein 
Freilager verbracht worden sind. 

Darüber hinaus müssen alle sonstigen Voraussetzungen für die 
Inanspruchnahme des Verfahrens erfüllt worden sein. 
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2. 	Um eine der in Absatz 1 zweiter Gedankenstrich genannten zollrechtlichen 
Bestimmungen zu erhalten, gelten die Veredelungserzeugnisse oder die 
unveredelten Waren als Nichtgemeinschaftswaren." 

b) 	Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

"4. Werden Veredelungserzeugnisse oder unveredelte Waren, die nach Absatz 1 
in ein Zollverfahren übergeführt oder in eine Freizone oder in ein Freilager 
verbracht worden sind, in den zollrechtlich freien Verkehr übergeführt, so gilt 
unbeschadet - Artikel - 122 ' BUchstabe b) der erstattete oder erlassene 
Einfuhrabgabenbetrag als Betrag der Zollschuld." 

14. In Artikel 163 Absatz 2 Buchstabe c) wird der Satzteil. "(ATA-Übereinkommen)" 
. gestrichen. 

15. Am Anfang von Artikel 182 Absatz 3 wird folgender Satzteil angefügt: 

"Mit Ausnahme der nach dem Ausschußverfahren festgelegten Fälle ist ..." (Fortsetzung 
unverändert). 

16. Es wird folgender Artikel 212 a eingefügt: 

"Artikel 212 a  

Sieht das gemeinschaftliche Zollrecht eine Zollbefreiung bei der Ein- oder Ausfuhr vor, 
so finden diese Regelungen außer bei der Überführung in den freien Verkehr auch in den 
Fällen der Artikel 202 bis 205 oder 210 und 211, in denen eine Zollschuld entsteht, 
Anwendung, sofern der Zollschuldner nachweist, daß die übrigen Voraussetzungen für die 
Gewährung einer Zollbefreiung vorliegen." 

17. Artikel 217 Absatz 1 zweiter Unterabsatz Buchstabe b) erhält folgende Fassung: 

"b) in Fällen, in denen der gesetzlich geschuldete Abgabenbetrag höher als der Be trag 
ist, der auf der Grundlage einer verbindlichen Auskunft festgelegt wurde;" 

18. Dem Artikel 220 Absatz 1 wird folgender Unterabsatz angefügt: 

"Können die von den Zollbehörden vorgenommenen Kontrollen zur Feststellung einer 
Zollschuld oder eines höheren Betrags als des bereits buchmäßig erfaßten Be trags führen, 
ohne daß diese Behörden den gesetzlich geschuldeten Be trag genau berechnen können, 
so erfassen sie buchmässig den Be trag, der für die Waren voraussichtlich erhoben werden 
wird, so rechtzeitig, daß er dem Zollschuldner vor Ablauf der Frist nach Artikel 221 
Absatz 3 noch mitgeteilt werden kann." 
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19. Artikel 222 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

"2. Die Verpflichtung des Zollschuldners, zur Entrichtung der Abgaben, kann nach dem 
Ausschußverfahren in folgenden Fällen und unter folgenden Umständen ausgesetzt 
werden: 

in den Fällen nach Artikel 220 Absatz 1 zweiter Unterabsatz 

oder 

bei Antrag auf Erlaß der Abgaben nach Artikel 236, 238 oder 239 

oder 

bei Beschlagnahme einer Ware im Hinblick auf eine spätere Einziehung -nach 
Artikel 233 Buchstabe c) zweiter Gedankenstrich oder Buchstabe d)." 

20. In Artikel 233 Buchstabe c) erster Gedankenstrich wird der Satzteil "gemäß Artikel 66" 
gestrichen. 

21. In Artikel 251 Absatz 1 sechsundzwanzigster Gedankenstrich wird der Satzteil "mit 
Ausnahme des Artikels 3 Absatz 3 Buchstabe b)" gestrichen. 

Artikel 2  

Die Nummern 1, 2, 4, 6 und 7 des Artikels 2 sowie die Artikel 3, 4 und 5 der Verord-
nung (EWG) Nr. 3925/91 werden aufgehoben. 

Artikel .3  

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1996 in Kra ft . 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmi ttelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Geschehen zu Brüssel am 

Im Namen des Europäischen Parlaments 	 Im Namen des Rates 
Der Präsident 	 Der Präsident 
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